Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 824 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Korruptionsfälle in der Bundesverwaltung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung aus den verschiedenen bislier ab- 
gesciilossenen I^estedningsprozessen klargeworden, daß zu 
dem Straffälligwerden einzelner Verwaltungsangehöriger 
vielfach die irrtümliche Vorstellung beigetragen hat, ge- 
wisse Gebräuche aus dem Wirtschaftsleben seien im öffent- 
lichen Dienst erlaubt? Sind Anzeichen dafür vorhanden, 
daß solche Vorstellungen immer noch existieren? 

2. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um 
den Beamten die Vorschriften des § 70 des Bundesbeamten- 
gesetzes in Erinnerung zu rufen, der die Annahme von 
Cicschenken und Vergünstigungen an die Gc^nehmigung clc^s 
Vorgesetzten bindet? 

3. Welche Grundsätze hat die Bundesregierung aufgestellt, 

a) um den als Dienstvorgesetzten tätigen Beamten die Ent- 
scheidungen zu erleichtern, ob die Annahme eines Ge- 
schenkes erlaubt oder untersagt werden soll, 

b) um allen Verwaltungsangehörigen durch Beispiele klar- 
zumachen, bis zu welcher Grenze ein Geschenk oder 
eine Vergünstigung bedenkenlos und ohne Einholung 
einer Genehmigung angenommen werden darf? 

4. Diirdi welche Maßnahmen hat die Bundesregierung dafür 
gesorgt, daß die Beamten in den Aufsichtsorganen von 
Wirtschaftsunternehmen die für die Beamtenschaft allgemein 
geltenden Grundsätze (siehe Nr. 1 bis 3 dieser Anfrage) 
beachten? 

5. Bei welchen Hausiialtstitehi wmnden die von Biuidesbeamten 
in Aufsiclitsorganen von Wirtschaftsunternehmen gemäß 
§ 13 der Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten 
abzuliefernden Beträge verbucht? Wie hoch waren sie im 
letzten abgeschlossenen Reciinungsjahr ? 
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6. Nach welchen Grundsätzen werden die Sacii- und Dienst- 
leistungen erfaßt, die Beamte in ihrer Eigenschaft als Mit- 
glieder von Aufsichtsorganen von Wirtsdiaftsunternehmen 
erhalten? 

7. Welche Grundsätze gelten für die Annahme von Gesdienken 
zu besonderen Anlassen (z.B. Geburtstagen) durch Mitglieder 
der Bundesregierung? 

Bonn, den 28. Januar 1959 

Ollenhauer und Fraktion 
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